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A. Bericht des Abgeordneten Weinzierl 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- ; 
Wurf eines Gesetzes über Mindestvorräte an Erdöl- : 
erzeugnissen ist in der 181. Sitzung des Deutschen | 
Bundestages am 12. Mai 1965 dem Wirtschaftsaus- ■ 
schuß überwiesen worden. Der Wirtschaftsausschuß 
hat den Gesetzentwurf am 13. Mai 1965 behandelt. 

Die Gesetzesvorlage der Bundesregierung ist 
durch die Empfehlung des Ministerrates der OECD 
vom 10. Juli 1962 und durch den Vorschlag der j 
Kommission der EWG für eine Richtlinie des Rats 
über die Vorschriften der Mitgliedstaaten der EWG 
zur Aufrechterhaltung von Mindestvorräten an Erd- i 
öl und Erdölerzeugnissen (Drucksache IV/2756 vom | 
24. November 1964) ausgelöst worden. Der Aus- 
schuß billigt die Ziele des Gesetzentwurfs. Er hält es 
in Übereinstimmung mit der Bundesregierung für 
erforderlich, die Sicherheit und die Regelmäßigkeit ' 
der Mineralölversorgung durch die Aufrechterhai- * 
tung von Mindestvorräten an Erdölerzeugnissen zu 
gewährleisten. Angesichts der wachsenden Abhän- 
gigkeit der Energieversorgung von Erdöleinfuhren | 
ist es erforderlich, für den Fall einer kurzfristigen 
Unterbrechung bestimmter Einfuhrströme Vorsorge 
zu treffen. Ähnliche gesetzliche Regelungen be- 
stehen in den meisten europäischen Staaten, insbe- 
sondere in den Mitgliedsländern der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Der Ausschuß hat den einzelnen Vorschriften des 
Entwurfs im wesentlichen unverändert nach der 
Regierungsvorlage zugestimmt. Erörterungen von 
besonderer Bedeutung fanden zu folgenden Punkten 
statt: 

1. Der vom Bundesrat empfohlenen Zustimmungs- 
bedürftigkeit des Gesetzes, die sich insbesondere 


aus der vorgeschlagenen Zuständigkeit von Lan- 
desbehörden zur Durchführung des Gesetzes er- 
geben würde, folgte der Ausschuß nicht. Er schloß 
sich der Auffassung der Bundesregierung an, daß 
die in dem Gesetz vorgesehenen Erhebungen und 
Kontrollen nur von einer zentralen Behörde, dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, durchge- 
führt werden können. Eine Durchführung des 
Gesetzes auf Länderebene würde in der Praxis 
auf kaum zu überwindende Schwierigkeiten 
stoßen, weil die in der Bundesrepublik tätigen 
Mineralölunternehmen in aller Regel über Raffi- 
nerien und Verteileranlagen in mehreren Bun- 
desländern verfügen. 

2. Der Ausschuß vertrat die Auffassung, daß es sich 
um ein spezifisch energiepolitisches Gesetz han- 
dele, das die Aufnahme einer Ermächtigung, 
durch Rechtsverordnung Sondervorschriften über 
die Vorratshaltung für Zwecke der Verteidigung 
zu erlassen, ausschließe. 

3. Die Erwägung, die zum Bebunkern von See- 
schiffen verwendeten Mengen in die Bemessung 
der Vorratshaltung einzubeziehen, wurde in 
Übereinstimmung mit dem Vorschlag der EWG- 
Richtlinie nicht weiterverfolgt, zumal der Gesetz- 
entwurf keine präjudiziellen Bestimmungen für 
die Verteilung der Vorräte im Krisenfalle ent- 
hält. 

Auch der Gedanke, eine Erfüllung der Vorrats- 
haltungspflicht mit Beständen an Bord eines See- 
schiffes außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes zuzulassen, mußte in Übereinstimmung mit 
der EWG-Richtlinie fallengelassen werden. 
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4. Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung zu- 

gelassene Erfüllung der Vorratspflicht für Erdöl- 
erzeugnisse durch Erdöl und Malbfertigfabrikate 
wurde eingeschränkt. Da das heimische öl einer- 
seits nicht in die Bevorratungspflicht einbezogen ; 
ist, kann diese andererseits auch nur durch ein- 
geführtes Erdöl oder durch die aus solchem Erdöl i 
hergestellten oder eingeführten Halbfertigfabri- j 
kate erfüllt werden. ! 

5. Die in § 7 Abs. 4 des Regierungsentwurfs vorge- | 
sehene teilweise Befreiung von der Vorrats- | 
Pflicht für den Fall unzumutbarer Beeinträchti- I 
gungen der Wettbewerbsfähigkeit wurde vom | 
Ausschuß nicht gebilligt. Den Hinweis der Regie- ^ 
rungsvertreter, es sei nicht mit letzter Sicherheit 
auszuschließen, daß eine volle Erfüllung der Vor- i 
ratshaltungspflicht im Einzelfall dem Artikel 14 
des Grundgesetzes zuwiderlaufen könne, folgte 
der Ausschuß nicht. Er vertrat die Auffassung, 
daß die vierjährige Übergangszeit selbst für die- 
jenigen, die gegenwärtig über verhältnismäßig | 
geringe Vorräte und Vorratslager verfügten, un- 
erträgliche Härten ausschließe. Im übrigen 
widerspreche es dem Ziel des Gesetzes, das eine 
Minderung des Einfuhrrisikos verfolge, daß man i 
bestimmten Einführern zum Nachteil der ge- | 
samten Mineralölversorgung geringere Mindest- j 
Vorräte zugestehe. Wer es auf sich nehme, die 
Bevölkerung durch risikovollere, einfuhrahhän- j 
gige Energie zu versorgen, müsse es — wie alle : 
seine Mitkonkurrenten — in Kauf nehmen, in I 
gleicher Weise zur Wahrung der Kontinuität der | 
Versorgung bestimmte Mindestvorräte zu halten. ; 


6. Der Ausschuß beschloß, die in § 9 des Regic- 
rungsentwLirfs vorgesehene Art der Meldepflich- 
len, zu ändern, um einen unnötigen Verwaltungs- 
dufwand zu vermeiden. Insbesondere vertrat er 
die Meinung, daß es entbehrlich sei, die Vorräte 
lediglich deshalb täglich zu kontrolieren, um den 
Tag mit der niedrigsten Vorratshaltung zu er- 
mitteln. Um eine wirtschaftsnahe mit den Zielen 
des Gesetzes in Einklang zu bringende personal- 
und kostensparende Regelung zu ermöglichen, 
wurden die Kriterien für eine Verordnungser- 
mächtigung des Bundesministers für Wirfschaft 
dementsprechend ergänzt. 


7. Die in § 20 vorgesehene Ermächtigung des Bun- 
desministers für Wirtschaft zum Zwecke einer 
möglichst engen Anpassung der Vorratspflicht 
an Regelungen über Mindestvorräte an Erdöl- 
erzeugnissen innerhalb internationaler Organi- 
sationen oder supranationaler Zusammenschlüs- 
sen, denen die Bundesrepublik als Mitglied an- 
gehört, wurde erweitert. Der Grund für diese 
Erweiterung war eine sich an letzter Zeit ab- 
zeichnende Ergänzung der Direktive der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

B. Durch eine vom Ausschuß vorgeschlagene Kon- 
kretisierung der Zeitpunkte in den §§ 21 und 23 
des Gesetzentwurfs soll für den Kreis der Vor- 
ratsverpflichteten von Anfang an eine über- 
schaubare Grundlage der ihnen obliegenden 
Höhe der Vorratspflicht geschaffen werden. 


Bonn, den 14. Mai 1965 


Weinzierl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3325 — - in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Mai 1965 


Der Wirtschaftsausschuß 
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Dr. Aschoff 

Vorsitzender 


Weinzierl 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 

— Drucksache 1173325 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 § 1 

Wer als Inhaber eines wirtschaftlichen Unterneh- n n v e r a n d o r t 

mens 

1. Motorenbenzin, Flugbenzin, Flugturbinenkraft- 
stoff, 

2. Dieselkraftstoff, leichtes Heizöl, Petroleum 
oder 

3. mittelschweres oder schweres Heizöl 

einführt oder aus eingeführtem Erdöl der Tarifnum- 
mer 27.09 oder 27.10 C 11 des Deutschen Zolltarifs 
1965 (eingeführtes Erdöl) für eigene Rechnung her- 
stellt oder herstellen läßt, ist zur Vorratshaltung 
verpflichtet (vorratspflichtiger Unternehmer). 


§ 2 

(1) Vorratspflichtige Unternehmer haben ständig 
von jeder der in § 1 genannten Gruppen von Erdöl- 
erzeugnissen diejenigen Mengen als Vorrat zu hal- 
ten, die sie im letztvergangenen Kalenderjahr 
durchschnittlich 

1. im Laufe von 45 Tagen eingeführt oder 

2. im Laufe von 65 Tagen aus eingeführtem 
Erdöl hergestellt 

und nicht für die in Absatz 3 bezeichneten Zwecke 
verwendet haben. 

(2) Hat der vorratspflichtige Unternehmer wäh- 
rend des der Berechnung der Vorratsmengen zu- 
grunde zu legenden Kalenderjahres Erdölerzeug- 
nisse auch aus deutschem Erdöl hergestellt, so ist 
bei Berechnung der nach Absatz 1 Nr. 2 zu halten- 
den Vorratsmengen davon auszugehen, daß ein dem 
Verhältnis der eingesetzten Menge eingeführten 


§ 2 

unverändert 
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Entwurf 

Erdöls zu der insgesamt eingesetzten Erdölmenge 
entsprechender Teil der angefallenen Gesamtmenge 
eines jeden in § 1 genannten Erdölerzeugnisses aus 
eingeführtem Erdöl hergestellt worden ist. 

(3) Von den im letztvergangenen Kalenderjahr 
hergestellten oder eingeführten Mengen der in § 1 
genannten Erdölerzeugnisse sind bei Berechnung 
der zu haltenden Vorratsmengen nicht zu berück- 
sichtigen 

1. die ausgeführten oder an ausländische 
Streitkräfte gelieferten Mengen, 

2. die zum Bebunkern von Seeschiffen ver- 
wendeten Mengen, 

3. die als Betriebsstoff zur Aufrechterhaltung 
des Herstellungsbetriebes im Sinne des § 3 
Mineralölsteuergesetz verwendeten Men- 
gen. 

Für die Berechnung dieser Mengen gilt, wenn der 
vorratspflichtige Unternehmer auch Erdölerzeug- 
nisse aus deutschem Erdöl hergestellt oder Erdöl- 
erzeugnisse auf andere Weise als durch Einfuhr er- 
worben hat, Absatz 2 sinngemäß. 

(4) Hat der vorratspflichtige Unternehmer das 
Unternehmen oder den Betrieb, in welchem er eine 
die Vorratspflicht begründende Tätigkeit ausübt, 
erst nach Beginn des letztvergangenen Kalenderjah- 
res erworben, so finden Absätze 1 bis 3 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Berechnung der zu 
haltenden Vorratsmengen ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt des Inhaberwechsels die vollen Jahres- 
mengen der im Rahmen des Unternehmens oder Be- 
triebes eingeführten, hergestellten und nach Ab- 
satz 3 Satz 1 verwendeten Erdölerzeugnisse zu- 
grunde zu legen sind. 

(5) Hat der Unternehmer eine die Vorratspflicht 
begründende Tätigkeit neu aufgenommen, so gel- 
ten, solange er sie noch nicht während eines vollen 
Kalenderjahres ausgeübt hat, für die Berechnung 
der zu haltenden Vorratsmengen Absätze 1 bis 3 
mit folgender Maßgabe: 

1. bis zum Ablauf des ersten vollen Kalen- 
dermonats nach Aufnahme der Tätigkeit 
brauchen keine Vorräte gehalten zun wer- 
den; 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


2. während des nächsten Kalenderinonats 
der Tätigkeit sind diejenigen Mengen als 
Vorrat zu halten, die im vorangegange- 
nen Kalendermonat durchschnittlich im 
Laufe von 4 Tagen eingeführt oder im 
Laufe von 6 Tagen aus eingeführtem Erd- 
öl hergestellt worden sind; 

3. nach Ablauf jedes weiteren, letztmalig 
nach Ablauf des zwölften Kalendermonats 
erhöhen sich die als Vorrat zu haltenden 
Mengen entsprechend Nummer 2. 
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Entwurf 
§ 3 

Soweit die Vorratspflicht auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, kann sie auch mit Erdöl 
oder Halbfertigfabrikaten erfüllt werden. Eine An- 
rechnung solcher Vorräte auf die einzelen Erzeug- 
nisgruppen des § 1 ist jedoch, wenn kein Fall des 
§ 2 Abs. 5 vorliegt, nur in Höhe der Anteile zuläs- 
sig, die nach dem im letztvergangenen Kalenderjahr 
von dem vorratspflichtigen Unternehmer bei der 
Erdölverarbeitung erzielten Ergebnis, aufgegliedert 
nach den absatzbereiten Mengen aller hergestellten 
Erzeugnisse, den für den Eigenverbrauch verwen- 
deten Mengen dieser Erzeugnisse und den eingetre- 
tenen Verarbeitungsverlusten (Gesamtverarbei- 
tungsschlüssel) auf absatzbereite Mengen einer je- 
den Erzeugnisgruppe entfallen sind. Weist der vor- 
ratspflichtige Unternehmer nach, daß er gegenüber 
dem letztvergangenen Kalenderjahr sein Herstel- 
lungsverfahren oder die Art des eingesetzten Erd- 
öls gewechselt hat, so kann von der zuständigen 
Behörde eine abweichende Anrechnung gestattet 
werden. 


§ 4 

(1) Die Vorratspflicht kann nur mit Beständen er- 
füllt werden, die sich im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes befinden. Mit Beständen an Bord eines See- 
schiffes kann die Vorratspflicht abweichend von 
Satz 1 ohne Rücksicht auf die Nationalität der 
Schiffe erfüllt werden, wenn sich das Schiff in einem 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Ha- 
fen befindet und der Kapitän sich zum Löschen der 
Ladung fertig und bereit erklärt hat. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zuzulassen, daß 
die Vorratspflicht auch mit Beständen erfüllt wer- 
den kann, die sich in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft befinden, so- 
weit durch Übereinkommen mit diesen Staaten oder 
auf Grund von Richtlinien oder Verordnungen des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
sichergestellt ist, daß solche Bestände den Zwecken 
der Vorratspflicht in gleicher Weise wie Bestände 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nutzbar ge- 
macht werden können. 


§ 5 

Mit Beständen, die sich in Straßentankwagen oder 
Tankstellen oder ln Rohrleitungs- oder Verarbei- 
tungsanlagen einschließlich deren Verbindungslei- 
tungen befinden, kann die Vorratspflicht nicht er- 
füllt werden. Das gleiche gilt von Beständen, die auf 
Grund eines anderen Gesetzes, einer hoheitlichen 
Anordnung oder einer gegenüber einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft oder Behörde eingegan- 
genen Verpflichtung als Vorrat zu halten sind. 


Beschlüsse des 16. A u s s c h u s s e s 
§ 3 

Soweit die Vorratspflicht auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, kann sie auch mit ein- 
geführtem Erdöl oder mit aus solchem Erdöl herge- 
stellten oder eingeführten Halbfertigfabrlikaten er- 
füllt werden; § 2 Abs. 2 gilt insoweit sinngemäß. 
Eine Anrechnung solcher Vorräte auf die einzelnen 
Erzeugnisgruppen des § 1 ist jedoch, wenn kein Fall 
des § 2 Abs. 5 vorliegt, nur in Höhe der Anteile zu- 
lässig, die nach dem im letztvergangenen Kalender- 
jahr von dem vorratspflichtigen Unternehmer bei 
der Erdölverarbeitung erzielten Ergebnis, aufgeglie- 
dert nach den absatzbereiten Mengen aller herge- 
stellten Erzeugnisse, den für den Eigenverbrauch 
verwendeten Mengen dieser Erzeugnisse und den 
eingetretenen Verarbeitungsverlusten (Gesamtver- 
arbeitungsschlüssel) auf absatzbereite Mengen einer 
jeden Erzeugnisgruppe entfallen sind. Weist der 
vorratspfljichtige Unternehmer nach, daß er gegen- 
über dem letztvergangenen Kalenderjahr sein Her- 
stellungsverfahren oder die Art des eingesetzten 
Erdöls gewechselt hat, so kann von der zuständigen 
Behörde eine abweichende Anrechnung gestattet 
werden. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 
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Entwurf 

§ 6 

(1) Vorräte, die von dem vorratspfliditigen Un- 
ternehmer im Sinne von § 2 Abs. 1 gehalten wer- 
den, sind unbeschadet der §§ 4 und 5 die nachste- 
hend bezeichneten Bestände: 

1. Bestände im unmittelbaren Alleinbesitz 
des Unternehmers; dies gilt nicht, wenn 
der Unternehmer einem anderen vorrats- 
pflichtigen Unternehmer gegenüber schrift- 
lich anerkannt hat, daß die Bestände von 
ihm nicht als eigene Vorräte gehalten 
werden; 

2. Bestände im mittelbaren Alleinbesitz des 
Unternehmers, sofern die unmittelbaren 
Besitzer 

a) nicht ebenfalls vorratspflichtige Un- 
ternehmer sind oder schriftlich aner- 
kannt haben, daß die Bestände von 
ihnen nicht als eigene Vorräte gehal- 
ten werden, und 

b) entweder dem Unternehmer gegenüber 
zum Besitz verpflichtet oder zwar zum 
Besitz berechtigt, aber nach den für ihr 
Besitzrecht maßgebenden Rechtsvor- 
schriften oder Vertragsbestimmungen 
zur eigenmächtigen Verfügung über 
die Bestände niÄt oder nur mit der 
Maßgabe befugt sind, daß dem Unter- 
nehmer eine eingetretene Verminde- 
rung der Bestände unverzüglich schrift- 
lich mitgeteilt wird; 

3. Bestände von mindestens eintausend Ton- 
nen, die sich nicht im Besitz des Untereh- 
mers befinden, deren verfügungsberech- 
tigte Besitzer sich jedoch dem Unterneh- 
mer gegenüber schriftlich verpflichtet ha- 
ben, die Bestände mindestens während 
der nächsten drei Monate weder zu ver- 
brauchen noch Dritten zu überlassen, und 
falls sie ebenfalls vorratspflichtige Unter- 
nehmer sind, dem Unternehmer gegenüber 
schriftlich anerkannt haben, daß die Be- 
stände von ihnen nicht als eigene Vorräte 
gehalten werden. 

(2) Beständen im Alleinbesitz des vorratspflich- 
tigen Unternehmers steht derjenige Teil von in sei- 
nem Mitbesitz befindlichen Beständen gleich, über 
den die anderen Mitbesitzer nicht ohne Zustimmung 
oder Mitwirkung des Unternehmers verfügen kön- 
nen; ist ein anderer Mitbesitzer ebenfalls vorrats- 
pflichtiger Unternehmer, so gilt der Halbsatz nur, 
wenn der andere Mitbesitzer schriftlich anerkannt 
hat, daß der bezeichnete Teil der Bestände von ihm 
nicht als Vorrat gehalten wird. 


§ 7 

(1) Die Vorratspflicht erlischt, wenn über das 
Vermögen des vorratspflichtigen Unternehmers das 
Konkursverfahren oder das gerichtliche Vergleichs- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 6 

(1) Vorräte, die von dem vorratspflichtigen Un- 
ternehmer im Sinne von § 2 Abs. 1 gehalten wer- 
den, sind unbeschadet der §§ 4 und 5 die nachste- 
hend bezeichneten Bestände: 

1. unverändert 


2. Bestände im mittelbaren Alleinbesitz des 
Unternehmers, sofern die unmiitt eibaren 
Besitzer 

a) unverändert 


b) zur Verfügung über die Bestände nicht 
oder nur mit der Maßgabe befugt sind, 
daß dem Unternehmer eine eingetre- 
tene Verminderung der Bestände un- 
verzüglich schriftlich mitgeteilt wird; 


3. unverändert 


(2) unverändert 


§ 7 

(1) unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 16. Ausschusses 

verfahren zur Abwendung des Konkurses eröffnet 
wird. Setzt der Unternehmer nach Beendigung des 
Verfahrens seine die Vorratspflicht begründende 
Tätigkeit fort, so findet auf die Berechnung der von 
ihm zu haltenden Vorratsmengen § 2 Abs. 5 sinn- 
gemäß Anwendung. 

(2) Hat ein vorratspflichtiger Unternehmer die (2) unverändert 

Einfuhr oder die Herstellung der als Vorrat zu hal- 
tenden Erzeugnisse gegenüber dem für die Berech- 
nung der Vorratsmengen maßgeblichen Zeitraum 

nicht nur vorübergehend erheblich eingeschränkt 
oder wird die Erfüllung seiner Vorratspflicht infolge 
eines unabwendbaren Ereignisses in unzumutbarer 
Weise erschwert, so hat die zuständige Behörde ihn 
auf Antrag in einem nach Art, Ausmaß und Dauer 
der Einschränkung oder Erschwerung angemessenen 
Umfange von der Vorratspflicht freizustellen. 

(3) Sobald die im Laufe eines Kalenderjahres (3) unverändert 

eingeführten oder hergestellten Mengen der in § 1 

genannten Erdölerzeugnisse die Vorjahrsmengen 
wesentlich überschreiten oder feststeht, daß die 
Mengen der Erdölerzeugnisse, die der Unternehmer 
für die in § 2 Abs, 3 Satz 1 bezeichneten Zwecke im 
laufenden Kalenderjahr liefern oder verwenden 
wird, erheblich niedriger sind als die Vorjahrsmen- 
gen, hat die zuständige Behörde anzuordnen, daß 
der Unternehmer bis zum Ende des laufenden Ka- 
lenderjahres entsprechend höhere als die sich nach 
§ 2 Abs. 1 bis 4 ergebenden Mengen als Vorrat zu 
halten hat. 

(4) Einem Unternehmer, dessen Vorratspflicht Absatz 4 entfällt 
ausschließlich auf der Einfuhr von Erdölerzeugnis- 
sen beruht, kann von der zuständigen Behörde auf 

Antrag gestattet werden, abweichend von § 2 Abs, 1 
Nr. 1 nur diejenigen Mengen der dort bezeichneten 
Erdölerzeugnisse als Vorrat zu halten, die er im 
letztvergangenen Kalenderjahr durchschnittlich im 
Laufe eines Zeitraums von weniger als 45 Tagen, 
mindestens jedoch von 25 Tagen, eingeführt hat, 
wenn der Unternehmer 

1. weder unter dem beherrschenden Einfluß 
anderer vorratspflichtiger Unternehmer 
steht, noch auf sie einen solchen Einfluß 
auszuüben vermag und 

2, dadurch eine unzumutbare Beeinträchti- 
gung seiner Wettbewerbsfähigkeit am 
Energieversorgungsmarkt erleiden würde, 
daß die nach § 2 zu haltende Vorrats- 
menge für ihn unverhältnismäßig hohe 
Betriebsaufwendungen mit sich bringt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Anwendung 
des Satzes 1 und zwecks Gewährleistung einer zu- 
treffenden Übersicht über die Gesamtmenge der 
gehaltenen Vorräte durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über das anzuwendende Verfahren, die zu 
stellenden Beweisanforderungen und die anzulegen- 
den Beurteilungsmaßstäbe zu erlassen sowie den 
Zeitpunkt zu bestimmen, nach welchem Anträge auf 
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Entwurf 

Herabsetzung der im laufenden Kalenderjahr zu 
haltenden Vorratsmengen nicht mehr zulässig sind. 

(5 Eine nach Absatz 2, 3 oder 4 getroffene Ent- 
sdieidung hat den Zeitpunkt festzusetzen, in wel- 
chem die Änderung in der Vorratspflicht des Unter- 
nehmers eintritt. Eine Entscheidung nach Absatz 4 
ist insoweit zu widerrufen, als ihre Voraussetzun- 
gen nachträglich Wegfällen. 

§ 8 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, zum Zwecke der Verhütung unmittelbar 
drohender oder der Behebung eingetretener Schwie- 
rigkeiten in der Energieversorgung durch Rechts- 
verordnung zuzulassen, daß vorübergehend, läng- 
stens jedoch für die Dauer von sechs Monaten, 
geringere Mengen an Erdölerzeugnissen als Vorrat 
gehalten werden, als nach diesem Gesetz vor- 
geschrieben ist; die Rechtsverordnung ist aufzu- 
heben, sobald die ihren Erlaß rechtfertigenden 
Gründe wegfallen. Soweit es der Zweck der Rechts- 
verordnung zuläßt, ist sie auf einzelne Erzeugnisse 
oder Gruppen von Erzeugnissen zu beschränken. 
Soll lediglich regionalen Schwierigkeiten entgegen- 
gewirkt werden, so kann die Rechtsverordnung 
auch auf den Kreis derjenigen vorratspflichtigen 
Unternehmer beschränkt werden, in deren haupt- 
sächlichem räumlichen Tätigkeitsbereich die Schwie- 
rigkeiten drohen oder eingetreten sind. 

(2) Die Geltungsdauer einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 kann mit Zustimmung des Bundes- 
tages auch über die Dauer von sechs Monaten hin- 
aus verlängert werden. 


§ 9 

(1) Vorratspflichtige Unternehmer haben der zu- 
ständigen Behörde für jedes abgelaufene Kalender- 
vierteljahr schriftlich zu melden: 

1. die Bestände an jedem der in § 1 genann- 
ten Erdölerzeugnisse und insoweit, als die 
Vorratspflicht auf der Herstellung solcher 
Erzeugnisse beruht, auch die Bestände an 
Erdöl und Halbfabrikaten, die sie 

a) am Schluß des Kalendervierteljahres, 

b) an dem Tage, an welchem im Laufe 
des Kalendervierteljahres die Bestände 
den niedrigsten Stand erreichten, 

als Vorrat gehalten haben; 

2. den Ort, an dem sich die zu Nummer 1 
Buchstaben a und b gemeldeten Bestände 
am Stichtage befunden haben; 

3. die Besitzverhältnisse hinsichtlich der ge- 
meldeten Bestände sowie die sonstigen 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(5) Eine nach Absatz 2 oder 3 getroffene Ent- 
scheidung hat den Zeitpunkt festzusetzen, in wel- 
chem die Änderung in der Vorratspflicht des Unter- 
nehmers eintritt. 


§ 8 

(1) unverändert 


(2) Durch eine mit Zustimmung des Bundestages 
erlassene Rechts Verordnung des Bundesministers 
für Wirtschaft kann eine Regelung nach Absatz 1 
auch für einen längeren Zeitraum als sechs Monate 
getroffen werden. 

§ 9 

(1) Vorratspflichtige Unternehmer haben der zu- 
ständigen Behörde für jedes abgelaufene Kalender- 
vierteljahr schriftlich zu melden: 

1. die Bestände an jedem der in § ,1 genann- 
ten Erdölerzeugnlisse und insoweit, als die 
Vorratspflicht auf der Herstellung solcher 
Erzeugnisse beruht, auch die Bestände an 
Erdöl und Halbfaibrikaten, die sie 

a) unverändert 

b) an dem Monatsende, an welchem im 
Laufe des Kalendervierteljahres die 
Bestände den niedrigsten Stand er- 
reichten, 

als Vorrat gehalten haben; 

2. die Rechtstatsachen, von denen nach § 7 
Abs. 3 eine Erhöhung der sich nach § 2 
Abs. 1 bis 4 ergebenden Vorratsmengen 
abhängt. 

Nummer 3 entfällt 
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Rechtstatsachen, von denen es nach § 6 
abhängt, ob die Bestände Vorräte waren, 
die von dem vorratspflichtigen Unterneh- 
mer gehalten werden; 

4. diejenigen Mengen der in § 1 bezeich- 
neten Erdölerzeugnisse, die sie 

a) eingeführt, 

b) auf andere Weise erworben, 

c) hergestellt, 

d) von den zu Buchstaben a bis c gemel- 
deten Mengen für Zwecke nach § 2 
Abs. 3 Satz 1 geliefert oder verwendet 

haben; 

5. die Mengen eingeführten und deutschen 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Nummer 4 entfällt 


Nummer 5 entfällt 


Erdöls, die sie bei der Herstellung der zu 
Nummer 4 Buchstabe c gemeldeten Men- 
gen eingesetzt haben. 

(2) Zusammen mit der nach Absatz 1 für die 
ersten drei Monate eines Kalenderjahres einzu- 
reichenden Meldung sind alljährlich für das letzt- 
vergangene Kalenderjahr die Angaben zu machen, 
von denen nach § 2 Abs. 1 bis 4 die Berechnung der 
Mengen der während des laufenden Kalenderjahres 
zu haltenden Vorräte abhängt; soweit die Vorrats- 
Pflicht des Unternehmers auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, ist außerdem der Gesamt- 
verarbeitungsschlüssel anzugeben. Im Falle des § 2 
Abs. 4 sind die Angaben nach Satz 1 zusammen mit 
der Meldung für das erste nach dem Erwerb des 
Unternehmens oder Betriebes endende Kalender- 
vierteljahr zu machen; der Zeitpunkt des Inhaber- 
wechsels und der Name des bisherigen Inhabers 
sind ebenfalls anzugeben. 

(3) Nach der Neuaufnahme einer die Vorrats- 
pflidit begründenden Tätigkeit sind, solange die 
Tätigkeit noch nicht während eines vollen Kalender- 
jahres angedauert hat, abweichend von Absatz 2 
die Angaben zu machen, von denen nach § 2 Abs. 5 
die Berechnung der Mengen der bis zum Ablauf 
des ersten vollen Kalenderjahres zu haltenden Vor- 
räte abhängt. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Gliederung und die näheren Einzelheiten, ins- 
besondere den Genauigkeitsgrad und die Art und 
Weise der Bezeichnung von Personen und Örtlich- 
keiten der nach Absätzen 1 bis 3 vorgeschriebenen 
Meldungen und Angaben sowie über den Zeitpunkt 
zu erlassen, bis zu dem die Meldungen zu erstatten 
sind. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Vorschrif- 
ten zu erlassen, über 

1. den Inhalt der nach Absatz 1 Nr. 1 zu 
erstattenden Meldungen, insbesondere die 
Aufgabe des Ortes und der Besitzverhält- 
nisse hinsichtlich der gemeldeten Bestände 
sowie der sonstigen nach § 6 erheblichen 
Rechts tatsachen ; 

2. die Gliederung und die näheren Einzel- 
heiten, insbesondere den Genauigkeits- 
grad und die Art und Weise der Bezeich- 
nung von Personen und Vorratsmengen, 
der nach den Absätzen 1 bis 3 vorgeschrie- 
benen Meldungen und Angaben; 

3. den Zeitpunkt, bis zu dem die Meldungen 
zu erstatten sind. 
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§ 10 

(1) Vorrat spfliditige Unternehmer haben der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen diejenigen Aus- 
künfte zu erteilen, die erforderlich sind, um die 
Erfüllung ihrer Vorratspflicht überwachen und die 
Richtigkeit ihrer Meldungen und Angaben nach § 9 
prüfen zu können. 

(2) Die Angehörigen der zuständigen Behörde 
und die sonst von ihr mit der Überwachung oder 
Prüfung beauftragten Personen sind befugt, Be- 
triebsgrundstücke und Geschäftsräume vorratspflich- 
tiger Unternehmer zu betreten und die dort befind- 
lichen Einrichtungen und Unterlagen zu besichtigen 
und zu prüfen. 

(3) Der Unternehmer kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr, 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr straf gerichtlicher Verfolgung oder eines Ver- 
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten auch gegenüber Per- 
sonen, in deren unmittelbarem oder mittelbarem 
Besitz oder Mitbesitz sich nach Meldung oder Aus- 
kunft eines vorratspflichtigen Unternehmers von 
diesem als Vorrat gehaltene Bestände an Erdöl, 
Erdölerzeugnissen oder Halbfabrikaten befinden 
oder befunden haben. 


§ 11 

Die nach §§ 9 und 10 erlangten Kenntnisse dürfen 
nicht für ein Besteuerungsverfahren oder ein Steuer- 
strafverfahren verwendet werden. Die Vorschriften 
der §§ 175, 179, 188 Abs, 1 und § 189 der Reichs- 
abgabenordnung über Beistands- und Anzeigepflich- 
ten gelten insoweit nicht. 


§ 12 

Die Höhe des Zwangsgeldes, das von der zustän- 
digen Behörde nach §§ 6, 9 des Verwaltungs-Voll- 
streckungsgesetzes vom 27. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 157) festgesetzt werden kann, be- 
trägt, soweit es sich um die Erzwingung von Hand- 
lungen, Duldungen und Unterlassungen handelt, zu 
denen ein vorratspflichtiger Unternehmer nach die- 
sem Gesetz verpflichtet ist oder verpflichtet werden 
kann, abweichend von § 11 des Verwaltungs-Voll- 
streckungsgesetzes im Höchstfälle zwanzigtausend 
Deutsche Mark. 

§ 13 

Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 
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§ 14 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlidi ein 
Betriebs- oder Gesdiäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
betrauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 14 

unverändert 


§ 15 § 15 

(1) Ordnimgswidrig handelt, wer vorsätzlich oder unverändert 

fahrlässig 

1. eine Meldung nach § 9 nicht, nicht recht- 
zeitig, unvollständig oder unrichtig er- 
stattet, 

2. entgegen § 10 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, unvollständig oder un- 
richtig erteilt oder entgegen § 10 Abs. 2 
das Betreten von Grundstücken oder Ge- 
schäftsräumen, die Vornahme von Prü- 
fungen oder Besichtigungen oder die Ein- 
sichtnahme in Geschäftsunterlagen nicht 
duldet. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark, die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 


§ 16 § 16 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 15 gelten auch unverändert 

für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 

Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretimgsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
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tung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder 
die dazu erlassenen Rechtsverordnungen auferlegen. 


§ 17 

. Begeht jemand als Mitglied des zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organs oder als Prokurist 
einer juristischen Person oder als vertretungsberech- 
tigter Gesellschafter oder als Prokurist einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine durch § 15 mit Geld- 
buße bedrohte Handlung, so kann auch gegen die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. Die Höhe 
der Geldbuße ist nach § 15 Abs. 2 zu bemessen. 


§ 18 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
das Bimdesamt für gewerbliche Wirtschaft. Es ent- 
scheidet auch Über die Abänderung und Aufhebung 
eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften 
Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten). 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


§ 19 

Hat ein Unternehmen oder Betrieb, in welchem 
eine die Vorratspflicht begründende Tätigkeit aus- 
geübt wird, beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht während eines vollen Kalenderjahres bestan- 
den, so findet auf die Berechnung der von dem 
Unternehmer zu haltenden Vorratsmengen § 2 Abs. 5 
sinngemäß Anwendung. 


§ 20 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, zum Zwecke einer möglichst engen Anpas- 
sung des Umfanges der Vorratspflicht an Regelun- 
gen über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 
innerhalb internationaler Organisationen oder 
supranationaler Zusammenschlüsse, denen die Bun- 
desrepublik Deutschland als Mitglied angehört, die 
für die Berechnung der nach diesem Gesetz zu hal- 
tenden Vorratsmengen maßgeblichen Zeitabschnitte 
um höchstens ein Zehntel ihrer in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 vorgesehenen Dauer zu verkürzen oder zu 
verlängern und die nach § 2 Abs. 5 geltenden Be- 
rechnungsgrundlagen entsprechend den neu fest- 
gesetzten Zeitabschnitten zu ändern. § 2 Abs, 3 
bleibt unberührt, 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 17 

unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

Der Bundesmiinister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, durch Reciitsverordnung zum Zwecke einer 
möglichst engen Anpassung der Vorratspflicht an 
Regelungen über Mindestvorräte an Erdölerzeug- 
nissen innerhalb internationaler Organisationen 
oder supranationaler Zusammenschlüsse, denen die 
Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat an- 
gehört, 

1 . die für die Berechnung der nach diesem Gesetz 
zu haltenden Vorratsmenge maßgebliichen Zeit- 
abschnitte um höchstens ein Zehntel ihrer in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorgesehenen Dauer zu 
verkürzen oder zu verlängern und die nach 
§ 2 Abs. 5 geltenden Berechnungsgrundlagen 
entsprechend den neuen festgesetzten Zeitab- 
schnitten zu ändern, 

2. im Falle des § 3 allgemein eine von § 3 Satz 2 
abweichende Anrechnung der dort bezeich- 
neten Vorräte zuzulassen. 
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§ 21 

(1) Die vollen nach § 2 berechneten Vorratsmen- 
gen brauchen erstmals im fünften auf das Inkraft- 
treten dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahr ge- 
halten zu werden. 

(2) Während des bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes laufenden Kalenderjahres braucht ein vorrats- 
pflichtiger Unternehmer, soweit die Vorratspflicht 
auf der Einfuhr von Erdölerzeugnissen beruht, nur 
ein Fünftel und, soweit die Vorratspflicht auf der 
Herstellung von Erdölerzeugnissen beruht, nur 
dreizehn Zwanzigstel der sich nach § 2 ergebenden 
Mengen als Vorrat zu halten. Für die folgenden 
drei Kalenderjahre erhöhen sich die als Vorrat zu 
haltenden Bruchteile der vollen Vorratsmengen, so- 
weit die Vorratspflicht auf der Einfuhr von Erdöl- 
erzeugnissen beruht, jeweils um ein Fünftel und, so- 
weit die Vorratspflicht auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, jeweils um zwei Zwan- 
zigstel gegenüber dem Vorjahre. 

§ 22 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 23 

Dieses Gesetz tritt mit Beginn des sechsten auf 
seine Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 21 

(1) Die vollen nach § 2 berechneten Vorratsmen- 
gen brauchen erstmals im Jahre 1970 gehalten zu 
werden. 

(2) unverändert 


§ 22 

unverändert 


§ 23 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 
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